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diese Maßnahme, so die Kom-
mission, stehe mit den noch 
in der diskussion befindlichen 
Vorschlägen zum vorinsolvenz-
lichen Sanierungsverfahren 
(eu- doc.nr.: COM 2016 0723) 
voll im einklang. das ist tat-
sächlich zutreffend. Bereits am 
22. november 2016 hatte die 
eu-Kommission ihren noch im-
mer diskutierten Vorschlag für 
eine „Richtlinie über präventive 
Restrukturierungsrahmen, die 
zweite Chance und Maßnahmen 
zur Steigerung der effizienz von 
Restrukturierungs-, insolvenz- 
und entschuldungsverfahren 
und zur Änderung der Richtlinie 
2012/30/eu“ vorgelegt. Bereits 

in diesem Zusammenhang hatte 
der Autor dieses Artikels die Be-
nachteiligung von Warengläubi-
gern kritisiert.

um dem angeschlagenen unter-
nehmen die notwendigen Finan-
zen zu verschaffen, war und ist 
nämlich dort bisher noch immer 
vorgesehen, Finanzierungshilfen 
und Sanierungsdarlehen dahin-
gehend zu privilegieren, dass 
solchen Forderungen ein gesetz-
licher Vorrang vor allen anderen 
ungesicherten Verbindlichkeiten 
eingeräumt werden soll. Hinzu 
kommt, dass in einer möglichen 
Folgeinsolvenz solche Sanie-
rungshilfen nicht angefochten 

oder auf anderer grundlage an-
gegriffen werden können sol-
len. gleiches soll auch für an-
gemessene Beraterhonorare im 
Zusammenhang mit der erstel-
lung, Verhandlung und durch-
führung des Sanierungsplans 
und Arbeitslöhne gelten.

Schon im Rahmen der diskussi-
on dieses Vorhabens machten 
Vermutungen die Runde, die 
Maßnahmen seien durch  die 
Sorge einiger Mitgliedsstaaten 
motiviert, ihre Banken könnten 
unter der Vielzahl fauler Kredite 
(nPL) zusammenbrechen; Kre-
ditnehmer in den meisten Fäl-
len: kleine und mittelständische 

eu-MASSnAHMen ZuM ABBAu 
nOTLeidendeR KRediTe 
Mitte Januar hat die eu-Kommission ihren Zwischenbericht zu ihrem im Juli 2017 beschlossenen Aktionsplan für den Ab-
bau notleidender Kredite in europa präsentiert (http://europa.eu/rapid/press-release_MeMO-18-310_de.htm). Konkrete 
gesetzgeberische Maßnahmen sind noch nicht beschlossen worden, aber das Vorhaben steuert zügig auf eine Besser-
stellung der Absicherung von Finanzgläubigern zu. Schon für das Frühjahr 2018 ist – gleichsam als Herzstück des Akti-
onsplans – u.a. ein Vorschlag für neue Regeln zur beschleunigten außergerichtlichen Realisierung von Sicherheiten (AeCe, 
Accelerated extrajudicial Collateral enforcement) bei besicherten Krediten angekündigt. Hierbei handele es sich „um einen 
Mechanismus zur raschen und effizienten außergerichtlichen durchsetzung, der abgesicherten Kreditgebern die Realisie-
rung von Sicherheiten ermöglicht, die ausschließlich von unternehmen und unternehmern zur Besicherung von Krediten 
gestellt werden“.

SAnieRen OdeR LiQuidieRen? deR BgH HAT JeTZT die ReCHTe deR gLÄuBigeR geSTÄRKT.

ReCHT



2726

RA Lutz Paschen
BvCM Hauptstadtrepräsentant 

PASCHen Rechtsanwälte PartgmbB

bvcm@paschen.cc

unternehmen (KMu).

im aktuellen Zwischenbericht 
zum neueren „Aktionsplan“ 
wird hieraus nunmehr auch 
kein geheimnis mehr gemacht. 
dort heißt es zur Begründung 
der vorgesehenen Maßnahmen 
unter anderem: „in den Bank-
bilanzen häufen sich oft nicht 
hinreichend durch Rückstellun-
gen gedeckte notleidende Kre-
dite, was wiederum Zweifel an 
der künftigen Rentabilität einer 
Bank, an ihrer Solvabilität und 
somit an ihrer langfristigen Le-
bensfähigkeit wecken kann“.

die geplanten neuregelungen, 
so die Kommission weiter, dien-
ten der ermutigung von inves-
toren zum einstieg in den „Se-
kundärmarkt“ für nPL‘s. dessen 
Belebung „würde es den Ban-
ken ermöglichen, ihre Bilanzen 
durch den Verkauf notleidender 
Kredite zu bereinigen. Ohne ei-
nen solchen Markt müssen die 
Banken die notleidenden Kredite 

in ihrer Bilanz behalten, bis sie 
vollständig abgeschrieben sind. 
das senkt ihre Rentabilität und 
ihre Fähigkeit zur Kreditvergabe 
an neue Kunden“. Wir erinnern 
uns: Wodurch wurde die Finanz-
krise 2008 nochmal ausgelöst?

nicht nur Warengläubiger sind 
also gut beraten, das weitere 
Vorgehen der  Kommission in 
diesem Zusammenhang genau 
im Auge zu behalten. der BvCM 
fühlt sich gläubigerinteressen 
besonders verpflichtet und wird 
sich daher hierzu ggf. ebenso zu 
Wort melden, wie zu den weiter-
hin aktuellen Plänen zum vor-
insolvenzlichen Sanierungsver-
fahren. Wir halten Sie auf dem 
Laufenden.

Risikofaktor Wirtschaftsboom – (kein) Ende in Sicht?
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